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3 (Fortſetzung.) 

14. „Im Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder aufgefundene oder aufgezogene Findlinge, ſowie überhaupt dauernd 
in demſelben ſich aufhaltende Perſonen, deren eigentliche Staats⸗ 
angehörigkeit nicht ſichergeſtellt werden kann, werden bis zur endgiltigen 
Sicherſtellung ihrer fremden Staatsbürgerſchaft als öſterreichiſche Staats⸗ 
bürger behandelt.“ 


In Betreff der Findlinge iſt die hier ausgedrückte Präſumption 
der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft ſchon durch $ 19:3 Heim. G. 
ausgeſprochen. Dieſe Präſumption erſt aus der Territorialhoheit ab⸗ 
zuleiten (Vesque-Püttlingen a. a. O. S. 90), ift nicht noth⸗ 
wendig. In Betreff der anderen in dieſem Punkte gemeinten Perſonen 
könnte man das Beſtehen dieſer Rechtsvermuthung ſchon ſeit der Geltung 
des 8 18 Heim. G. mit Milner und Burckhardt annehmen, welche 
in dieſer Annahme an der Entſcheidungspraxis des Miniſteriums des 
Innern einen Bundesgenoſſen, an der entgegengeſetzten Entſcheidungs⸗ 
praxis des Verwaltungsgerichtshofes aber und feiner Auslegung des 
§ 2 Heim. G. einen Gegner haben. Siehe Erkenntniß des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes vom 22. September 1882, Z. 1454, und vom 4. Mai 
1883, 3. 1035, Budw. Nr. 1497 und 1752. Milner, Burck⸗ 
hardt, ſowie das Miniſterium des Innern ſind gewiß im Rechte, 
wenn ſie wie Kirchſtetter a. a. O. S. 50, Anm. 9 der Anſicht 
ſind, daß die Beſtimmungen des Heimatsrechtes über die Heimatsloſen 
( § 18 ff.) nur proviſoriſche Zuſtände ſchaffen und daher nicht 
als Erwerbungsarten der Staatsbürgerſchaft betrachtet werden können. 
Dagegen muß jedoch — und dies unterſtützt wieder die Anſchauung des 
Verwaltungsgerichtshofes — erwogen werden, daß durch die Zuweiſung 
zu einer Gemeinde für den Zugewieſenen die Rechte und Pflichten 
eines öſterreichiſchen Staatsangehörigen, wenn auch nur proviſoriſch, 
begründet werden, was ſich insbeſondere in der Heranziehung eines 


| 

ſolchen Individuums zur Erfüllung der Wehrpflicht zeigt, wozu ja nach 
S 16 des Wehrgeſetzes die Staatsbürgerſchaft in einer der beiden 
Reichshälften gehört. Eine ergänzende Regelung iſt alſo nothwendig. 
Aber noch eines iſt hier zu erwägen. Es kommt in der Praxis, 
und aus dieſer ſchöpfe ich dieſe Bemerkung, ungezählte Male vor, 
daß Perſonen, welche nachweisbar die deutſche Reichsangehörigkeit vermöge 
der Abſtammung beſeſſen, dieſelbe nach $ 21 d. R. G. verloren, die 
öſterreichiſche Staatsangehörigkeit jedoch nachweislich niemals erworben 
haben und deren Wiederübernahme von dem früheren Heimatsſtaate auf 
Grund des zwiſchen dem deutſchen Reiche und Oeſterreich⸗Ungarn be⸗ 
ſtehenden diesfälligen Uebereinkommens vom 26. bez. 4. Juli 1875 
(R. G. Bl. Nr. 112). welches von den deutſchen Behörden ungemein 
ſtrenge interpretirt wird, abſolut nicht zu erzielen war, über Weiſung 
des Miniſteriums des Innern als heimatslos behandelt und einer öſter⸗ 
reichiſchen Gemeinde zugewieſen werden mußten. Den Gemeinden iſt 
hiedurch, da es fich meiſt um unterſtützungsbedürftige Individuen handelt, 
eine drückende Laſt erwachſen. Es iſt nun die Frage, ob nicht die vorſtehend 
entworfene Beſtimmung dieſe Laſt der Gemeinden zu ſteigern geeignet 
ſein könnte, da deſſen Anwendung für die Behörden gegebenenfalls 
ſehr bequem wäre. Es geht nicht gut an, ſich an dieſer Stelle mit der 
Detailinterpretation einer einzelnen Beſtimmung zu befaſſen, wir wollen 
daher in eine interpretirende Analyſe dieſes Punktes nicht eingehen. 
Nur ſo viel mag bemerkt werden, daß das einzig wirkſame Mittel, die 
Staatsbürgerſchaftsloſigkeit nicht zum Erwerbsgrunde der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft erwachſen zu laſſen, in der ſtrengen und unbeugſamen 
Handhabung der beſtehenden polizeilichen Vorſchriften über die Ausweis⸗ 
leiſtung zu ſuchen iſt. Die Verweiſung ſolcher Perſonen, die ſich über ihre 
Staatsangehörigkeit, alſo noch weniger über die Heimatsberechtigung legi⸗ 
timiren aus der Gemeinde, bezw. dem Lande, — die Maßregel mag frei⸗ 
lich hart erſcheinen — wird da allein Ordnung machen, indem auf die be⸗ 
treffenden Individuen ein Zwang ausgeübt wird, ſich um die Erlangung 
der Heimatslegitimation rechtzeitig zu bekümmern. Die bei P. 8, lit. b 
erwähnte ſpecielle Miniſterialentſcheidung (Ztſchr. f. V. 1886, Nr. 16) 
erſcheint bei Betrachtung dieſer Umſtände als ein Verſuch, die Ent⸗ 
ſcheidungspraxis des Verwaltungsgerichtshofes gewiſſermaßen zu eludiren. 
Bei der Interpretation des $ 2 Heim. G., welche der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof feſthält, ſieht das Miniſterium ſeine diesfälligen Entſcheidungen 
in der Mehrzahl der Fälle aufgehoben. Hiedurch geſchieht es, daß man 
Individuen ſactiſch im Staatsverbande hat, bezüglich deren nach der 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes gar nichts mehr zu machen 
iſt. Das Miniſterium hat in dem concreten Falle dieſe Schwierigkeit 
dadurch umgangen, daß es dem Betreffenden die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft ohne Nachweis des geſicherten Heimatsrechtes verlieh, worauf 
mit der Zuweiſung des Betreffenden nach Maßgabe der 88 18 und 19 
Heim. G. giltig vorgegangen werden kann; denn die mit Außeracht⸗ 
laſſung der beſtehenden Normen verliehene Staatsbürgerſchaft kann vor 
dem Verwaltungsgerichtshofe gar nicht angefochten werden. Die Noth⸗ 
wendigkeit dieſes Auskunftsmittels beweiſt das Bedürfniß nach einer 


geſetzlichen Beſtimmung wie die obige, welche im Weſentlichen der bis- 
herigen Praxis nur die wirkliche, nothwendige Rechtsgrundlage gewährt. 
Auch hier wird, wie in § 18 Heim. G., nur ein proviſoriſcher Zu— 
ſtand geſchaffen und ſtellt ſich ſomit P. 14 nur als ein Corollar zu 
§ 18 Heim. G. dar. In Ungarn regelt § 19 dieſe Verhältniſſe be⸗ 
zuglich der Findlinge und der, freilich etwas enger, in Ungarn ge 
borenen Heimatsloſen in analoger Weiſe, indem er für dieſe Fälle eine 
Präſumption der Staatsbürgerſchaft ſtatuirt. Die für das öſterreichiſche 
Recht formulirte Beſtimmung mußte im Hinblicke auf das nach 8 18 
Heim. G. praktiſch geübte Recht naturgemäß weiter gehen, als bis zur 
Aufſtellung einer bloßen Rechtsvermuthung. 


15. „Der ſtändige Wohnſitz im Gebiete der im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreiche und Länder, ebenſo wie der Eintritt in einen 
öffentlichen Dienſt daſelbſt begründen für ſich allein die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft nicht.“ 


Dieſer Punkt hebt den § 29 a. b. G. B. in ſeiner Gänze 
auf. Dieſe beſonders aufgenommene Aufhebung des 8 29 a. b. 
G. B. iſt, wie aus dem Folgenden hervorgehen wird, nicht überflüſſig. 

Die Erwerbung der Staatsbürgerſchaft durch zehnjährigen un⸗ 
unterbrochenen Wohnſitz iſt thatſächlich ſchon durch das Hofkanzlei⸗ 
decret vom 1. März 1833, J. G. S. Nr. 2597, in eine ſolche 
durch ausdrückliche Aufnahme in den Staatsverband umgewandelt 
worden. Aber auch abgeſehen hievon, iſt dieſe Erwerbsart nach mehr 
als einer Richtung unpraktiſch und unzweckmäßig, ſo daß deren end⸗ 
giltige Aufhebung in hohem Maße geboten erſcheint. Das „Syſtem des 
Wohnortes“ für die Begründung der Staatsbürgerſchaft, wie dies un⸗ 
ſerem $ 29 a. b. G. B. zu Grunde liegt, entſpricht der modernen 
Bedeutung des Staatsbürgerſchaftsbandes nicht, weil es überſieht, daß 
nicht blos äußere Bande ein Land zum Vaterlande machen und weil 
es hiedurch das in dem Staatsbürgerſchaftsverhältniſſe liegende mora⸗ 
liſche Band ganz unberückſichtigt läßt. Wider ſeinen Willen ſoll Nieman⸗ 
dem eine andere Staatsbürgerſchaft octroyirt werden. Vergl. hiezu die 
Bemerkungen bei P. 2 des Entwurfes. 

Die Erwerbung der Staatsbürgerſchaft durch Antritt eines Ge⸗ 
werbes, deſſen Betrieb die Anſäſſigkeit im Lande erforderte, iſt durch 
die kaiſ. Verordnung vom 27. April 1860, R. G. Bl. Nr. 108, auf⸗ 
gehoben worden. Die Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 
durch den Eintritt in einen öffentlichen Dienſt >) iſt durch Art. 3, Al. 2 
des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
aufgehoben. Darüber iſt die Doctrin einig. Ungeachtet dieſer ſeltenen 
Uebereinſtimmung der communis opinio doctorum haben Staats⸗ 
behörden wiederholt entſchieden, daß dieſe Erwerbsart nach § 29 a. b. 
G. B. trotz des Art. 3, Al. 2 des citirten Staatsgrundgeſetzes in 
Geltung ſei. Siehe diesfalls den Fall in Nr. 6 der „Zeitſchrift für Ver⸗ 
waltung“ 1884, S. 25. Die kritiſche Bemerkung zu der dort mit⸗ 
getheilten Miniſterialentſcheidung iſt in allen Punkten zutreffend. Es 
kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß die Erwerbung der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft gemäß Art. 3, Al. 2 des citirten Staats⸗ 
grundgeſetzes der Aufnahme des Ausländers in den Staatsdienſt voran⸗ 
gehen müſſe. Vgl. Milner a. a. O. S. 39 ff. Derſelben Anſicht 
Stubenrauch, Commentar S. 84, Kirchſtetter, Commentar S. 50 
und Anm. 11, Ullrich, öſterreichiſches Staatsrecht S. 81. 

Um nun den in Art. 3, Al. 2 des Staatsgrundgeſetzes aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz zur unbezweifelten, praktiſchen Anerkennung zu 
bringen, erſcheint die obige Beſtimmung in hohem Maße angezeigt. Die 
in P. 8, Al. 3 gegebene Nachſicht von der Beibringung der gemeinde⸗ 
ämtlichen Aufnahmezuſicherung, ſowie die Dispens vom Staatsbürgereid 
(P. 11, Al. 3) ſtellen ſich ſohin als gerechtfertigte Erleichterungen dar, 
welche die formelle Erlangung der Vorausſetzung zum Eintritte in den 
öffenklichen Dienft expeditiver zu machen geeignet find, zumal die Nach⸗ 
weiſung der übrigen Erforderniſſe des P. 8 für einen ſolchen Ein⸗ 
bürgerungswerber ſehr vereinfacht erſcheint. Nach § 9 des d. R. G. 
vertritt die Beſtallung für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren 


8) Durch die Verleihung der Geheimen Raths⸗ und Kämmererswürde 
wurde laut ausdrücklichen Ausſpruches des Hofkanzleidecretes vom 6. April 1833, 
P. G. S. Nr. 54 und J. G. S. Nr. 2598, die Staatsbürgerſchaft nicht er⸗ 
worben, was an dieſer Stelle als ein weiterer Beweis zu den auf S. 8 ſtehen⸗ 
den Ausführungen betreffend die Nichterlangung der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bürgerſchaft durch die Erwerbung des Indigenates (Incolates), des Adelſtandes 
und der Landſtandſchaft nicht unbemerkt bleiben ſoll. 
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Staatsdienſt oder in den Kirchen-, Schul- oder Communaldienſt auf⸗ 
genommenen Ausländer die Stelle der Naturaliſationsurkunde, d. h. 
durch den Eintritt in den öffentlichen Dienſt wird der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit gleichzeitig ipso facto begründet. Anders jedoch 
nach dem Reichsgeſetze betreffend die Naturaliſation von Ausländern, 
welche im Reichsdienſte angeſtellt ſind, vom 20. December 1875, wo⸗ 
nach „Ausländern, welche im Reichsdienſte angeſtellt find, ein Dienſt⸗ 
einkommen aus der Reichscaffe beziehen und ihren dienſtlichen Wohn⸗ 
ſitz im Auslande haben, von demjenigen Bundesſtaate, in welchem ſie 
die Verleihung der Staatsangehörigkeit nachſuchen, die Naturaliſations⸗ 
urkunde nicht verſagt werden“ darf. Das ungariſche Geſetz enthält in 
dieſem Punkte keine Beſtimmung. 


16. „Die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft wird verloren: 
a) durch Auswanderung, (P. 17— 31) 

b) durch Ausſpruch der Behörde, (P. 33) 

c) durch Legitimation, (P. 34) 

d) durch Verehelichung, (P. 35) 

e) durch ununterbrochene zehnjährige Abweſenheit. (P. 36)“ 


Die in § 13: 1 d. R. G. gebrauchte Bezeichnung „Ent⸗ 
laſſung auf Antrag“ für die sub a bezeichnete Art des Staats⸗ 
bürgerſchaftsverluſtes ift unſerer juriſtiſchen Terminologie fremd. Es 
empfiehlt ſich daher, trotz der gewiß größeren Prägnanz der fremden 
Bezeichnung, au der üblichen, freilich etwas zu allgemeinen Bezeichnung 
„Auswanderung“ feſtzuhalten. Insbeſondere bezeichnet der Ausdruck 
„Auswanderung“ nicht prägnant die Erwerbung einer fremden Staats⸗ 
angehörigkeit, welche doch die weſentlichſte Bedeutung des sub a) be⸗ 
zeichneten Erlöſchungsgrundes der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft bildet. 
Klarer iſt diefe Bedeutung formulirt im Art. 18 des Code civil: 
La qualité de Francais se perd: 1) par la naturalisation 
acquise en pays etranger; 2) par l’acceptation non autorise 
de fonctions publiques, conferees par un gouvernement etran- 
‚ger; 3) par tont etablissement en pays étranger sans esprit 
de retour. (Les etablissements de commerce ne pourront 
jamais etre consideres comme ayant été faits sans esprit 
de retour.) Dieſes an der Excluſivität der Staatsbürgerſchaft feſt⸗ 
haltende Princip haben angenommen: Italien, Belgien, Niederlande, 
Spanien, Portugal, Griechenland, Rumänien, Türkei, Braſilien, Mexiko. 
(S. Heffter, Europäiſches Völkerrecht, 7. von Geffcken bearb. Aufl.) 
Auch das engliſche Recht, welches der Staatsbürgerſchaft die längſte Zeit 
gewiſſermaßen einen character indelibilis ®) beigelegt hatte, folgt ſeit 
dem Naturaliſationsacte vom 12. Mai 1870 gleichfalls dieſem Principe 
und erklärt die Naturaliſation in einem fremden Staate als einen 
Erlöſchungsgrund der engliſchen Staatsangehörigkeit. 

Nach deutſchem Rechte (§S 13) geht durch die bloße Thatſache 
der Erwerbung einer fremden Staatsbürgerſchaft die bisherige deutſche 
nicht verloren. S. Brauchitſch a. a. O. IV, S. 448, 449. Auch 
nach öſterreichiſchem Rechte wird die bisherige (öſterreichiſche) Staats⸗ 
| angehörigfeit nicht ſchlechthin und unter allen Umſtänden durch die 
Erwerbung einer fremden Staatsbürgerſchaft verloren, insbeſondere ſoll 
dies nach der Intention der hier vorgeſchlagenen Beſtimmungen (P. 17, 
Al. 3) der Fall ſein. Nur die giltige Erwerbung einer fremden 
Staatsangehörigkeit ſoll vermögen, die Erlöſchung der bisherigen öſter⸗ 
reichiſchen herbeizuführen. Ein Oeſterreicher ſoll aber eine fremde Staats⸗ 
angehörigkeit giltig erſt dann erwerben, wenn er feine bisherige öſter⸗ 
reichiſche Staatsangehörigkeit giltig aufgeben kann, bezw. giltig auf⸗ 
gegeben hat, ebenſo wie ein Deutſcher eine ſremde Staatsbürgerſchaft 
nur unter den Vorausſetzungen des § 13, bezw. der 88 15 und 21 
d. R. G. erwerben darf. Hiedurch iſt aber der Grundſatz der Ex⸗ 
cluſivität der Staatsbürgerſchaft nicht im Mindeſten in Frage geſtellt. 10) 


8) Auch das ältere ungariſche Recht war von dieſem Grundſatze beherrſcht 
und erſt G. A. L: 179 Hat hier mit der Tradition „patriam nemo exuere 
potest“ gebrochen. 

10) Weſentlich verſchieden iſt der Begriff der Auswanderung als Expatria⸗ 
tion in der Geſetzgebung Rußlands, Dänemarks und von Schweden⸗Norwegen 
gefaßt (Heffter⸗Geffcken loc. cit.). Ganz anders noch die Geſetzgebung der 
Bereinigten Staaten von Nordamerika, welche ihrer Staatsbürgerſchaft gleich⸗ 
falls jenen „unauslöſchlichen Charakter“ beilegten und daran feſthielten, daß 
ein im Auslande naturaliſirter Amerikaner nicht aufhöre, ihr Bürger zu sein, 
was zu den bekannten Conflicten mit fremden Staaten Anlaß gab, deren Bei⸗ 
legung erſt durch die (Bancroft-) Conventions regulating Nationality von 1868 


Es wird eben nur die fremde Staatsbürgerſchaft als ungiltig erworben 
und ſomit die bisherige als ausſchließlich zu Recht beſtehend angeſehen. 

Controvers iſt hiebei nur die Frage, welcher von den bei der 
Ein- bez. Auswanderung eines Individuums betheiligten zwei Staaten 
zur Entſcheidung hierüber berufen ſei. Bekanntlich bildete dieſe Frage 
anläßlich des 1876 vor dem Civiltribunal der Seine verhandelten 
Proceſſes des Fürſten von Bauffremont gegen feine von ihm ge⸗ 
ſchiedene Gattin Henriette Valentine geb. de Riquet Gräfin von Caraman⸗ 
Chimay, ſeit 1875 wiederverehelichte Fürſtin Bibesco, Gegenſtand 
eingehender Erörterung deutſcher wie ſranzöſiſcher Juriſten. Von den da 
discutirten zwei Fragen, nämlich der nach der Giltigkeit der Naturali⸗ 
ſation der Fürſtin Bauffremont im Herzogthume Sachſen⸗Altenburg und 
der nach der Giltigkeit der im Auslande (Berlin) eingegangenen zweiten 
Ehe mit dem Fürſten Bibesco iſt für uns an dieſer Stelle nur die erſte 
von Intereſſe. Bezüglich dieſer Frage nun bewegte ſich der Streit we⸗ 
ſentlich darum, ob die Behörden des verlaſſenen Staates — in dem 
vorliegenden Falle die Frankreichs — zu einem Ausſpruche über die 
Giltigkeit der im Auslande erlangten Naturaliſation überhaupt competent 
ſeien, ob hier nicht vielmehr die Competenz der Behörden des natura⸗ 
liſirenden Staates ausſchließlich einzutreten hätte. Für die letztere 
Anſchauung erklärte ſich die Ueberzahl der mit dieſer Frage befaßten 
deutſchen Juriſten, insbeſondere Bluntſchli in feinem auf dieſen Rechts⸗ 
fall ſich beziehenden Gutachten 1), während die franzöſiſchen Juriſten 
und insbeſondere das Civiltribunal der Seine in der Entſcheidung über 
den erwähnten Rechtsſtreit für die erſtere Anſchauung ſich entſchieden 
haben. Für das öſterreichiſche Recht möchten wir in dieſer Frage mehr 
der Rechtsanſchauung der franzöſiſchen Juriſten zuſtimmen. 

Wenn jeder Staat berechtigt iſt — und er iſt es zweifelsohne, — 
die Bedingungen feſtzuſetzen, unter denen ſeine Staatsangehörigkeit — in 
für ihn wirkſamer Weiſe (giltig) — verloren wird, ſo iſt er, bez. ſeine 
Behörden auch allein competent, darüber zu erkennen, ob dieſe Bedingungen 
für den Verluſt der Staatsbürgerſchaft vorliegen, ob alſo die bisherige 
Staatsbürgerſchaft ſeinen Geſetzen gemäß giltig verloren wurde oder aber 
noch aufrecht beſtehe. Hierin aber liegt bei dem Feſthalten an dem Grund⸗ 
ſatze der Excluſivität der Staatsbürgerſchaft, wonach ein Individunm 
nur eine Staatsangehörigkeit giltig beſitzen kann, implicite auch die 
Entſcheidung über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der formell neuerwor⸗ 
benen fremden Staatsbürgerſchaft, welcher Ausſpruch ja nur als eine 
logiſche Conſequenz der Entſcheidung über die Vorfrage nach der Giltig- 
keit des Verluſtes der eigenen Staatsbürgerſchaft ſich darſtellt. Hat ein 
Judividuum die bisherige Staatsaugehörigkeit nicht giltig verloren, ſo 
beſitzt er ſie eben noch und iſt dies der Fall, ſo kann er eine fremde 
Staatsbürgerſchaft nicht wirkſam beſitzen und iſt deren Erwerbung dem⸗ 
nach einfach nichtig. Bluntſchli zieht in feinen vorerwähnten Gutachten 
S. 6 eben nicht die ganze Conſequenz, ſondern bleibt vielmehr in der 
logiſchen Deduction gewiſſermaßen auſ halbem Wege ſtehen, wenn er 
dieſe beiden Momente, die im Weſen Eines ſind, inſofern ſie ſich zu 
einander wie Schluß zur Vorausſetzung verhalten, ſtrenge anseinander⸗ 
gehalten und in den Bereich des einen Staates die Entſcheidung über 
Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit des Verluſtes der bisherigen Staats⸗ 
angehörigfeit, und in den des anderen Staates die — von der Ent⸗ 


erſolgte. Allerdings iſt auch in Nordamerika durch die Acte vom Juli 1868 die 
Auswanderungsfreiheit grundſätzlich anerkannt und ſoll ſohin die Expatriation 
nicht gehindert werden. Es iſt aber nicht geſagt, unter welchen Vorausſetzungen 
die Expatriation wirkſam wird, d. h. den Verluſt der amerikaniſchen Staats⸗ 
angehörigkeit herbeiführt. Nach einer Erklärung des Staatsſecretärs der Union 
Fish (bei Heffter⸗Geffcken loc. eit.) trete dies ein, wenn der betreffende 
„permanently withdraws his person from the natural jurisdiction“, wozu ſomit 
die rechtswirkſame Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit und der that⸗ 
ſächliche, beſtändige Wohnſitz außerhalb des Gebietes der Union gehören würde. 

Den üſterreichiſchen Begriff der Auswanderung mit dem der oben an⸗ 
geführten fremden Geſetzgebungen auf eine Linie zu ſtellen, wie dies Geffcken 
loc. eit. thut, iſt nicht zutreffend, da ja auch das öſterreichiſche Recht ſtricte an 
dem Grundſatze der Exclufivität der Staatsbürgerſchaft feſthält. Allerdings gibt 
das öſterreichiſche Recht zu Gunften dieſes Prineips der Excluſivität noch keines⸗ 
wegs den Grundſatz (8 4 a. b. G. B.) auf, daß die Oeſterreicher auch in Hand⸗ 
lungen und Geſchäften außerhalb Oeſterreichs an die öſterreichiſchen Geſetze in⸗ 
ſoweit gebunden ſind, als ihre perſönliche Fähigkeit, fie zu unternehmen, dadurch 
eingeſchränkt wird und als ſie auch in Oeſterreich rechtliche Folgen hervorbringen 
ſollen. Zu dieſer Art von Handlungen und Geſchäften gehört nun ohne Zweifel 
auch die Expatriation. 

) Deutſche Naturaliſation einer ſeparirten Franzöſin und Wirkungen der 
Naturaliſation. Beleuchtung einer Frage des internationalen Rechtes bei Gelegen⸗ 
heit des Streites zwiſchen dem Prinzen von Bauffremont und der Fürſtin 
Bibesco von Dr. Bluntſchli. Heidelberg 1876. 
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ſcheidung über dieſe erſte Frage ganz losgelöſte — Entſcheidung über 
die Giltigkeit der neuerworbenen fremden Staatsbürgerſchaft zugewieſen 
wiſſen will. In einer ſolchen Rechtsauffaſſung iſt aber, wie Bluntſchli 
ſelbſt zugeſteht, der Keim zu ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Conflicten ge⸗ 
legen, wie dies ja erklärlich iſt, wenn der eine Staat „mit voller ſou⸗ 
veräner Macht“ im Entſcheidungswege die Prämiſſe feſtſetzt und es 
einem anderen Staate anheimgeſtellt iſt, aus dieſer Prämiſſe, gleich⸗ 
ſalls „mit voller ſouveräner Macht“ die ſich aus derſelben ergebende 
logiſche Conſequenz zu ziehen oder nicht und ſo einen unlösbaren Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen der Vorausſetzung und der nach dieſer ſtringenten Fol⸗ 
gerung herbeizuführen. Gewiß gilt von jedem naturaliſirenden Staate, 
wie Bluntſchli 100. eit. S. 4 anführt, daß er rem suam agit, 
indem er einen Ausländer in ſeine Staatsgenoſſenſchaft aufnehme, aber 
ebenſo rem suam agit der verlaſſene, bez. entlaſſende Staat, indem 
er prüft, ob ſein bisheriger Staatsbürger dieſe bisherige Staatsange⸗ 
hörigkeit giltig aufgegeben hat oder nicht und hiedurch ſich gleichzeitig 
nur implicite darüber entſcheidet, ob er dieſen feinen bisherigen Staats⸗ 
bürger fortan als einen Ausländer behandeln wolle oder nicht, worin 
ja der Ausſpruch über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der fremden 
Naturaliſation gelegen iſt. Wird nämlich erkannt, daß das betreffende 
auswandernde Individuum — wie dies in dem Proeeſſe Bauffremont⸗ 
Bibesco der Fall war — „n'a pu... abdiquer valablement la 
nationalite,“ daß es die bisherige Staatsbürgerſchaft giltig nicht ab⸗ 
legen könne, — was ja immer nach den Geſetzen des verlafſenen Staates 
zu beurtheilen iſt (ſ. auch P. 8, Al. 2 a) des vorliegenden Entwurfes) 
— ſo liegt doch ſchon darin das Erkenntniß, daß er eine fremde Staats⸗ 
bürgerſchaft auch nicht giltig erwerben könne. Darin liegt kein Eingriff 
in die Rechtsſphäre des naturaliſirenden Staates. Wenn der verlaſſene 
Staat in Conſequenz des Ausſpruches über die mangelnde rechtliche 
Fähigkeit zur Auswanderung zugleich die gegen ſeine diesfälligen Geſetze 
etwa erlangte Naturaliſation in einem fremden Staate für unwirkſam, 
nichtig erklärt, ſo wahrt er eben nur ſein Recht, übt ſeine volle 
ſouveräne Macht in feinem eigenſten Bereiche aus, ohne erſt darauf 
Bedacht nehmen zu müſſen, welche Wirkungen dies außerhalb des 
Geltungsgebietes ſeiner Geſetze habe. 12) 

ö Zu der Formulirung des Art. 18 Code civil vgl. 8 2 des 
Auswanderungspatentes vom 10. Auguſt 1784 und § 7 des Aus⸗ 
wanderungspatentes vom 24. März (Hofkanzleidecret vom 2. April) 
1832, P. G. S. Nr. 34, wobei insbeſondere die Analogie des $ 2: 3 
Ausw. P. 1784 mit P. 3 und das § 7:1 Ausw. P. 1832 mit 
den PP. 1 und 2 des citirten Art. 18 zu betrachten iſt. 

Gegenüber dem ſeltſamen Einfalle Buſchmann's (Ueber die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, § 100), welcher den Tod der „Voll⸗ 
ſtändigkeit halber“ als einen Erlöſchungsgrund der Staatsangehörigkeit 
hinſtellt, mag ausdrücklich hervorgehoben werden, daß die Staatsbürger⸗ 
ſchaft als ein rechtlich relevanter Zuſtand eines Individuums durch den 
Tod desſelben thatfächlich nicht aufgehoben wird. „Quae semel utiliter 
constituta sunt, durant“ (I. 85 § 1 D. de R. J.). Die von dem 
Verſtorbenen beſeſſene letzte Staatsbürgerſchaft iſt auch bei Beurtheilung 
der nach ſeinem Tode zu regelnden Rechtsverhältniſſe desſelben nach 
mehr als einem Belange maßgebend, vgl. als Beiſpiel das Erkenntniß, 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 7. Februar 1882, 3. 264 (Bude 
winski, Nr. 1292). Wenn auch der Verſtorbene aus ſeiner Staats⸗ 
bürgerſchaft kein Recht mehr haben kann, ſo können doch wohl die 
Lebenden aus der Staatsangehörigkeit des Verſtorbenen Rechte ableiten. 
Die Staatsbürgerſchaftsqualität des Individuums wirkt alſo thatſächlich 

7) Ganz richtig heißt es in dem Urtheile des Civiltribunals vom 10. März 
1876 in dem mehrerwähnten Proceſſe: „Attendu que pour statuer sur l’action 
ainsi introduite, le tribunal n'a pas à deeider que les actes dont la nullite est 
poursuivie, demeureront valables ou seront désormais sans effet dans l'etendue 
des territoires qui èchapperaient à la souverainet& frangaise, qu'il n'a meme 
pas à examiner quel peut étre leur valeur intrinsèque au regard de la 101 
etrangere, sous l’empire de laquelle ils sont intervenus; qu'il a seulement ä 
rechercher et qu'il lui appartient de dire si les actes dont s'agit ont été ou 
non accomplis. en violation de la loi francaise et s’ils 
doivent ou non pruduire effet lä oü cette loi conserve toute 
sa puissance et s’impose au respect de tous. . . Nicht über die Wirk⸗ 
ſamkeit eines ausländiſchen Rechtsactes von dem Standpunkte des betreffenden 
fremden Geſetzes wird hier erkannt, ſondern nur über die Uebereinſtimmung des⸗ 
ſelben mit den inländiſchen Geſetzen, an welche der Staatsbürger bei ſeiner Ein⸗ 
gehung auch im Auslande gebunden war. Darin liegt m. E. ein logiſcher Fehler 
in der gegneriſchen Argumentation, wenn man nicht das Gewicht darauf legt, 
daß ja jeder Staat nach ſeinen Geſetzen entſcheide und daß damit keineswegs 
in eine fremde Machtſphäre eingegriffen werde. 


über den Tod desſelben hinaus nach. Die der „Vollſtändigkeit halber“ 
erfolgte Einreihung des Todes unter die Erlöſchungsgründe der Staats⸗ 
bürgerſchaft iſt demnach ebenſo höchſt überflüßig, wie thatſächlich unrichtig. 

Auf die Veränderung der Staatsbürgerſchaft in Folge von Ver⸗ 
änderungen des Staatsgebietes iſt in dem vorliegenden Entwurfe an 
keiner Stelle beſonders Bedacht genommen worden. Demgemäß entfiel 
die Anführung der Gebietsabtretung unter den Verluſtgründen der Staats⸗ 
bürgerſchaft, ebenſo wie die des Gebietszuwachſes unter die Erwerbsgründe 
derſelben. Die Frage der Staatsbürgerſchaft für die einheimiſche Bevöl⸗ 
kerung eines abgetretenen Gebietes wird jedesmal von Fall zu Fall in 
dem betreffenden Gebietsabtretungs⸗ bez. Friedensvertrage beſtimmt gelöſt. 
Da ſolche Staatsverträge geſetzlich verbindende Kraft haben und die hier 
berührten Verhältniſſe durch dieſelben am ſicherſten geregelt werden, ſo 
waren letztere hier richtiger nicht zu normiren. Die Gebietsabtretungs⸗ 
verträge ſ. bei Swieceny, Heimatsrecht S. 95 ff. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nachſicht der Friſtverſäumung für das Anſuchen um Erneuerung 
einer Hauſirbewilligung in Nückſicht auf den zur betreffenden Zeit 
vorhanden geweſenen Krankheitszuſtand des Hauſirwerbers. 

Eliſabeth T., gegen welche nichts Nachtheiliges vorlag, hat am 
30. Juni 1886 beim Magiſtrate in P. um die Erneuerung ihres bis 
18. September 1886 giltigen Hauſirpaſſes auf ein weiteres Jahr gebeten. 

Der genannte Magiſtrat hat dieſem Anſuchen unterm 9. Juli 
1886 keine Folge gegeben, weil die Bittſtellerin dieſes Geſuch drei Mo⸗ 
nate vor Ablauf der bewilligten Friſt, d. i. ſpäteſtens bis 18. Juni 
1886 nicht eingebracht hat, obwohl fie darauf in früheren Jahren bereits 
ausdrücklich auſmerkſam gemacht wurde und weil in P. kein Bedürfniß 
vorhanden iſt, daß Hauſirbefugniſſe begünſtigt werden. 

Dagegen brachte Eliſabeth T. den Statthaltereirecurs ein. Laut 
des beigebrachten ärztlichen Zeugniſſes war Eliſabeth T. vom 31. Mai 
bis Ende Juni 1886 an einem Lungenkatarrh und Emphuſem erkrankt, 
wodurch dieſelbe in einen ſolchen Zuſtand verſetzt war, daß dieſelbe 
Mitte Juni an eine Erneuerung des Hauſirbefugniſſes nicht denken konnte. 

Die Statthalterei gab unterm 15. September 1886, 3. 65.610, 
dem Recurſe der Eliſabeth T. aus den Gründen des angefochtenen Be⸗ 
ſcheides keine Folge, weil aus dem Inhalte des ärztlichen Zeugniſſes 
nicht hervorgehe, daß die Möglichkeit zur rechtzeitigen Einbringung des 
Geſuches um die Erneuerung der Hauſirbewilligung ausgeſchloſſen geweſen 
wäre, und die eventuell angeſuchte gnadenweiſe Ertheilung einer Hauſir⸗ 
befugniß im Geſetze nicht begründet ſei. 

Ueber den dagegen eingebrachten Miniſterialrecurs hat das k. k. 
Miniſterium des Innern unterm 5. December 1886 zur Zahl 20.772 
nachfolgend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe der Eliſabeth 
T. Folge zu geben und der k. k. Statthalterei unter Behebung der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung ſowie jener des Magiſtrates in P. aufzutragen, 
das Erforderliche wegen Ausfolgung der Erneuerung der Haufirbewilli⸗ 
gung an die Recurrentin zu veranlaſſen, weil durch das beigebrachte 
ärztliche Zeugniß nachgewieſen iſt, daß Eliſabeth T. nicht im Stande 
war, das Geſuch um die Erneuerung ihrer Haufirbewilligung rechtzeitig 
einzubringen.“ r. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen- Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminifteriums. 

Nr. 22. Ausgeg. am 2. März. — Errichtung eines Poſtamtes in Ober⸗ 
Markersdorſ. H. M. Z. 5236. 17. Februar. — Errichtung der k. k. Bahnpoſten 
Wien — Pontafel und retour Nr. 11. H. M. Z. 3083. 22. Februar. — Aen⸗ 
derungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen 
des Liniennetzes. H. M. Z. 6150. 22. Februar. 

Nr. 23. Ausgeg. am 5. März. — Errichtung eines Poſtamtes in Hurken⸗ 
thal. H. M. Z. 6416. 25. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Roſen⸗ 
dorf. H. M. 8. 6418. 25. Februar. 
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Nr. 24. Ausgeg am 7. März. Behandlung von unanbringlichen 
Briefen, welche ihren Urſprungsort, bez. Aufgabeort aus der Außenſeite der 
Umſchläge nicht entnehmen laſſen. H. M. Z. 6295. 23 Februar. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Litwinow. H. M. Z. 6149. 23. Februar — Errichtung 
von königl. ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 7388. 24. Februar. - Errichtung 
eines Poſtamtes in Petersdorf bei Trautenau. H. M. Z. 6417. 27. Februar. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Finanz Oberinſpector in Braunau Heinrich 
Syrowy den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Magiftratsrathe Joſeph Lekiſch in Wien das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Alois Scherer in Auſſee 
den Titel und Charakter eines Hauptſteuereinnehmers verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeicommiſſär Franz Sobolak in Lemberg zum Polizei⸗Obercommiſſär und 
die Concipiſten Wladimir Leo Jankiewiez und Leopold Tanaſiewiez zu 
Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Norbert Dückelmann zum Oberingenieur und den Bauadjuncten 
Maximilian Jeſovits zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
behördlich autoriſirten Civilingenieur Wilhelm Röllig und den Privatarchitekten 
Alois Koch zu Ingenieuren des Miniſteriums des Innern ernannt. 


Neuigkeiten 
der Manz'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Lehrbuch 


der 


National- Oekonomie. 
3. umgearbeitete Auflage. 
Von 
Dr. Lorenz Ritter von Stein. 

30 Bogen gr. 8. Preis 5 fl., elegant in Halbfranz gebunden 6 fl. 

Es freut uns sehr, nachdem die im Verlage der Wilhelm 
Braumiiller'schen k. k. Hof- und Universitäts- Buchhandlung bier 
erschienene vorhergehende Auflage längere Zeit am Büchermarkte 
gefehlt hat, diese 3. umgearbeitete Auflage den zahlreichen Ver- 
ehrern des hervorragenden Gelehrten nunmehr vollendet vorlegen 
zu können. 


| 
Commentar 


zum Österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 
von weiland 


Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Fünfte Auflage. Nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung urd der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Karl Schreiber. 
Band J. XII und 886 Seiten. gr. 8 
Preis broschirt 6 fl., elegant in Halbfranz gebunden 7 fl. 
Gleichzeitig theilen wir mit, dass Band IT bereits ebenfalls 
so weit in der Neubearbeitung vorgeschritten ist, dass noch im 
Frühjahre das Ganze (2 Bände 12 fl., gebunden 14 fl.) fertig 
vorliegen wird. 
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Vorstehende Ausgaben sind in allen Buchhandlungen vorräthig, 
anch können dieselben jederzeit durch den Verlag bestellt werden. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
; Bogen 37 der Erkenutniſſe 1886. 
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